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Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

 
Liebe Leserinnen und Leser,

die 21. Wahlperiode des Deutschen Bundesta-
ges hat auch einen Wechsel an der Spitze der Arbeits-
gemeinschaft Kommunalpolitik 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
ergeben: Obwohl die bisherige 
AG-Vorsitzende Petra Nicolaisen 
ihren Wahlkreis direkt gegen den 
früheren Bundeswirtschaftsmi-
nister Robert Habeck gewonnen 
hat, ist sie nicht Mitglied des 21. 
Deutschen Bundestages gewor-
den: Das von der Ampelkoalition 
verabschiedete Wahlrecht ließ sie 
- wie 22 andere Kolleginnen und 
Kollegen auch - an der Zweitstim-
mengrenze scheitern. Ganz herz-
lich danke ich auch im Namen der 
Kolleginnen und Kollegen Petra 
Nicolaisen für ihr Engagement für 
die Belange der Kommunen.

Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Kommu-
nalpolitik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben mich 
in der konstituierenden AG-Sitzung Ende März 2025 zum 
neuen Vorsitzenden gewählt.

Die Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik wird 
auch in den kommenden Jahren mit ihren 154 Mitglie-
dern die kommunalpolitische Kompetenz der Unions-
fraktion bündeln und kraftvoll in die Bundespolitik ein-
bringen. Ich freue mich, dass ich als Vorsitzender der 
Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik hier einen wich-

tigen Beitrag leisten darf.

Sie haben mit dem vorliegenden Exemplar die 
erste Ausgabe von "Kommunal relevant" in der 21. 
Wahlperiode des Deutschen Bundestages erhalten. Die 
Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion berichtet in "Kommunal relevant" 
regelmäßig über kommunal relevante Aspekte und The-

men der Bundespolitik. 
Zusätzlich planen wir in 
jeder Sitzungswoche eine 
Kurz-Information "Kom-
munal kompakt", mit der 
wir voraussichtlich nach 
der Sommerpause 2025 
starten werden.

Neben den Mitglie-
dern unserer AG und unse-
rer Fraktion erhalten auch 
externe Bezieher unseren 
Informationsdienst, sofern 
sie sich als externe Gäste 
der AG oder bei einer Ver-
anstaltung der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion haben 

registrieren lassen.

Wenn Sie Anmerkungen, Kommentare, Anregun-
gen haben, schreiben Sie uns bitte an agkommunalpoli-
tik@cducsu.de. Ich freue mich auf Ihre Reaktionen und 
den Austausch.

Mit besten Grüßen und Wünschen

Klaus Mack

AG Kommunalpolitik stellt sich in 
21. Wahlperiode neu auf
Neuer AG-Vorsitzender gewählt

Petra Nicolaisen und Klaus Mack MdB
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Von Klaus Mack MdB, 
Vorsitzender der Arbeits
gemeinschaft Kommunal
politik der CDU·CSU 
Fraktion im Deutschen 
Bundestag

CDU, CSU und SPD 
haben sich im Koalitions-
vertrag der 21. Wahlperi-
ode zum Ziel gesetzt, „dass 
unsere Kommunen auch in Zukunft 
lebenswert und leistungsfähig sind.“ 
Die Kommunen brauchen, so die 
Koalitionspartner, Handlungspers-
pektiven – sowohl finanziell als auch 
im Hinblick auf die Umsetzungs-
fähigkeit der ihnen übertragenen 
Aufgaben. „Wir werden die Entschei-
dungs- und Handlungsfähigkeit der 
Kommunen verbessern. Kommunal-
politik muss schneller, einfacher und 
unbürokratischer werden können. 
Das Vertrauen in den Staat und der 
gesellschaftliche Zusammenhalt wer-
den gestärkt, wenn die Funktionsfä-
higkeit der Kommunen gewährleistet 
ist.“ Für die Zielerreichung sind ins-
besondere folgende Themenberei-
che kommunal relevant:

a.	 	Finanzen 

b.	 	kommunale Selbstverwaltung

•	Bundesgesetzgebung

•	Verwaltungsarbeit

•	D i g i t a l i s i e r u n g  u n d 
Bürokratieabbau

•	Unterstützung kommunales 
Haupt- und Ehrenamt

•	Klima und Energie

c.	 	Migration und Integration.

d.	 	gleichwertige Lebensverhältnisse

•	Entwicklung der Städte und städ-
tischen Ballungszentren

•	Entwicklung der ländlichen 
Räume

•	M o b i l f u n k a u s b a u  u n d 

Koalitionsvertrag zur 21. Wahlperiode
Bewertung aus kommunaler Perspektive

Breitbandversorgung

•	Mobilität

•	Gesundheit

•	öffentliche Sicherheit sowie Zivil- 
und Katastrophenschutz

e.	 	Infrastruktur und kommunale 
Unternehmen

•	Betreuungsinfrastruktur / Frei-
zeit- und Sporteinrichtungen

•	Kommunale Unternehmen

Mit dem Koalitionsvertrag 
machen CDU, CSU und SPD klar: 
Der Bund wird wieder verlässlicher 

Partner der Kommunen. Dazu gehört 
eine frühzeitige Einbeziehung der 
kommunalen Ebene in die Bundes-
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Kurz und knapp aus dem Koalitionsvertrag
Kommunal relevante Aspekte auf einen Blick
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Diese Veröffentlichung der CDU·CSU Frak-
tion im Deutschen Bundestag dient aus-
schließlich der Information. Sie darf wäh-
rend eines Wahlkampfes nicht zum Zweck 
der Wahlwerbung verwendet werden.

gesetzgebung. Hilfreich sind auch 
Freiräume und Experimentierklau-
seln, mit denen die Kommunen 
rechtssicher pragmatisch agieren 
können. Bürokratieabbau und Digi-
talisierung entlasten nicht nur Wirt-
schaft und Verbraucher, sondern 
auch Kommunalverwaltungen. Die 
vereinbarte Wende in der Migrati-
onspolitik wird die Kommunen bei 
den migrationsbedingten Aufgaben 
deutlich entlasten.

Mit Blick auf die finanzi-
elle Lage erhalten die Kommunen 
neben einem Stopp der Ausga-
bendynamik insbesondere im Sozi-
albereich auch eine Perspektive 
zur strukturellen Verbesserung der 
Kommunalfinanzen.

Ein ‚weiter so‘ der bisherigen 
Bundespolitik gibt es mit Blick auf 
die Kommunen nicht – im Gegen-

•	Klares Bekenntnis zum Prinzip der 
Veranlassungskonnexität „Wer 
bestellt, bezahlt“ 

•	Die kommunale 
Finanzsituation wird auch mit 
Blick auf Förderprogramme ver-
bessert.

•	Bei Gesetzesvorhaben 
wird ein Praxis-Check für eine 
frühzeitige Einbindung der Kom-
munen sorgen.

•	Experimentierklauseln und Abwei-
chungsrechte werden die kom-
munale Selbstverwaltung stär-
ken.

•	Das Vergaberecht wird vereinfacht.

•	Eine wirksame Zurückdrängung 
irregulärer Migration führt zu 
erheblichen Entlastungen der 
kommunalen Ebene.

•	Durch Soforthilfen werden Kran-
kenhausstandorte gesichert und 
die Kommunalfinanzen entlastet.

•	Wir verbessern den Schutz des 
kommunalen Haupt- und Ehren-
amts.

•	Beim Ausbau der erneuerbaren 
Energien wird die kommunale 
Planungshoheit wieder stärker 
berücksichtigt.

•	Wir sorgen für gleichwertige 
Lebensverhältnisse und eine 
Abkehr von der „Ampel-Urbani-
sierungsstrategie“

•	Planungs- und Genehmigungsver-
fahren werden vereinfacht und 
beschleunigt – das Verbandskla-
gerecht wird eingeschränkt.

•	Wir stärken ländliche Räume durch 
strukturelle Förderung und einen 
flächendeckenden Mobilfunk- 
und Breitbandausbau.

•	Wir verbinden Stadt und Land mit 
einer Verkehrspolitik, die nicht 
einseitig auf Bus und Bahn setzt.

•	Die kommunale Infrastruktur bei 
Kinderbetreuung, Schule und 
Sport wird verbessert –und die 
Umsetzung des Rechtsanspruchs 
auf Ganztagsbetreuung unter-
stützt.

•	Es werden mindestens 1 Mrd. Euro 
für die Sanierung von Sportanla-

gen bereitgestellt.

•	Die kommunalen Unternehmen 
werden gestärkt und bei der 
erforderlichen Investitionsfinan-
zierung unterstützt.
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teil: an einigen besonders relevanten 
Stellen vereinbaren die Koalitions-
partner einen Paradigmenwechsel 
und eröffnen den Kommunen damit 
einen hoffnungsvollen Blick in die 
kommenden Jahre. So kann die Koa-

lition die Leistungsfähigkeit der Kom-
munen erhalten und gewährleisten – 
eine wichtige Voraussetzung für das 
Vertrauen in einen funktionierenden 
Staat.
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CDU, CSU und SPD haben in 
ihrem Koalitionsvertrag viele direkt 
und indirekt kommunal relevante 
Vorhaben vereinbart. Beim über-
wiegenden Teil davon sind positive 
Auswirkungen für die Kommunen zu 
erwarten – bei einem kleineren Teil 
werden die kommunal relevanten 
Auswirkungen letztendlich von der 
konkreten Umsetzung abhängen. 
Nicht nachvollziehbar ist die Kritik 
des Münchener Oberbürgermeisters 
Dieter Reiter (SPD), der in einem 
SZ-Interview am 31. März 2025 fest-
hielt, es nerve ihn mächtig, „dass die 
Städte und Gemeinden bisher kaum 
vorkommen, wenn es um das poli-
tische Programm der nächsten Bun-
desregierung geht.“ Zu diesem Zeit-
punkt enthielten die Ergebnispapiere 
der Koalitionsverhandlungs-Arbeits-
gruppen 70 kommunal relevante 
Vorhaben, die zwischen den künfti-
gen Koalitionspartnern geeint waren 
– hinzukamen weitere Vorhaben, die 
noch strittig gestellt gewesen sind. 
Der ausverhandelte Koalitionsver-
trag enthält insgesamt 75 kommunal 
relevante Vorhaben/Aspekte. 

Finanzen:

Mit Blick auf die Kommunal-
finanzen vereinbaren die Koalitions-
partner eine strukturelle Stärkung 
der Kommunalfinanzen durch

•	 eine faire Aufgaben- und Finanz-
verteilung zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen sowie die 
Hinwendung zum Prinzip der 
Veranlassunghskonnexität;

•	 e i n e  K o n z e n t r a t i o n 
und Vere infachung der 
Förderprogrammstruktur;

•	 eine Kostenentlastung der Kom-
munen durch Evaluierung und 
Anpassung von Standards und 
Verwaltungsverfahren;

•	 das klare Bekenntnis zum Fort-
bestand der Gewerbesteuer. Hier 
soll neben administrativen Maß-
nahmen der Mindesthebesatz von 
200 auf 280 Punkte angehoben 
werden, um Scheinsitzverlagerun-

gen in „Gewerbesteuer-Oasen“ zu 
begegnen. Der Eingriff in die kom-
munale Selbstverwaltung dürfte 
vor dem Hintergrund des klaren 
Bekenntnisses zum Fortbestand 
der Gewerbesteuer, das mit der 
Hebesatzanhebung verbunden ist, 
verschmerzbar sein. 

Herausragende Vereinbarung mit 
Blick auf die Kommunalfinanzen 
ist das klare Bekenntnis zur Veran-
lassungskonnexität „Wer bestellt, 
bezahlt“. Bei konsequenter Anwen-
dung schützt dieser Grundsatz die 
Kommunen vor finanziellen Belas-
tungen aus der Bundesgesetzge-
bung. Die Vereinbarung, dass sich 
die Koalitionspartner für eine faire 
Aufgaben- und Finanzierungsver-
teilung zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen einsetzen, ist ein 
wichtiger Beitrag zur Stärkung der 
Kommunalfinanzen jenseits von 
Förderprogrammen.

Letztere werden seitens der Koali-
tionspartner hinterfragt. Vereinbart 
ist nicht nur eine deutliche Vereinfa-
chung von Förderprogrammen hin-
sichtlich Beantragung, Umsetzung 
und Verwendungsnachweis, son-
dern auch eine kritische Bestands-
aufnahme und Konzentration von 

Programmen. Wenn die dabei frei-
werdenden Finanzmittel ungebun-
den den Kommunen durch einen 
geeigneten Schlüssel zur Verfügung 
gestellt werden, leistet dies eben-
falls einen wesentlichen Beitrag zur 
strukturellen Stärkung der Kommu-
nalfinanzen. Wichtig ist dabei, dass 
der „geeignete Schlüssel“ sich nicht 
an Wirtschaftskraft orientiert, son-
dern stärker Einwohner, Fläche aber 
auch Indikatoren von Strukturschwä-
che einbezieht, um so stärker finanz- 
und strukturschwache Kommunen 
zu erreichen, die durch die aktuelle 
Förderprogrammsystematik eher 
benachteiligt sind, weil sie die beste-
henden aufwändigen Programme 
kaum oder nur bedingt administriert 
bekommen.

Um die kommunale Ausgabendyna-
mik zu durchbrechen, sollen Stan-
dards überprüft und auch im Hinblick 
auf Überregulierung und zeitgemäße 
Umsetzbarkeit angepasst werden. 
Insbesondere die Ausgabendynamik 
bei Sozialausgaben führt zur Belas-
tung der Kommunalfinanzen. Die 
Absicht, wo sinnvoll und möglich 
mehr Flexibilität und Spielräume vor 
Ort zu schaffen, ohne das gesetzge-
berische Ziel zu konterkarieren, ent-
lastet die Kommunen nicht nur von 

Der funktionierende Staat fängt auf kommunaler Ebene an
Bewertung des Koalitionsvertrags aus kommunaler Sicht
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Aufwand und Kosten, sondern stärkt 
auch die kommunale Entscheidungs-
kompetenz und die kommunale 
Selbstverwaltung.

Die vereinbarte Soforthilfe für ver-
sorgungsnotwendige Krankenhäu-
ser ist nicht nur ein wichtiger Bei-
trag zur Schaffung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse, sondern insbe-
sondere auch im Hinblick auf die 
kommunalen Krankenhausträger ein 
elementarer Beitrag zur Stärkung der 
Kommunalfinanzen. Immer mehr 
Landkreise müssen als Träger eines 
defizitären Krankenhauses die Kreis-
umlage erhöhen und treiben damit 
ihre kreisangehörigen Kommunen 
in Finanznot. Die vereinbarte Sofort-
hilfe kann kurzfristig die Kommunal-
finanzen entlasten und Standorte 
dauerhaft sichern.

Kommunale Selbstverwaltung:

Im Hinblick auf die kommu-
nale Selbstverwaltung ist von beson-
derer Bedeutung das Bekenntnis, 
dass die Koalitionspartner keine 
neuen Aufgaben, Standards und 
Rechtspflichten auf die Kommunen 
übertragen werden. Das ist ein weit-
reichender Paradigmenwechsel, der 
weit über den Ansatz der Veranlas-
sungskonnexität hinausgeht und 
das Aufgabenübertragungsverbot 
dahingehend ausweitet, dass auch 
keine Aufgaben über die Länder an 
die Kommunen gegeben werden. 
Die vereinbarte konsequente und 
wirkungsvollere Umsetzung des Sub-
sidiaritätsprinzips bei EU-Vorgaben, 
einschließlich frühzeitiger Berück-
sichtigung des Systems kommunaler 
Selbstverwaltung, kann dazu beitra-
gen, die Position der Kommunen bei 
europäischen Rechtssetzungsakten 
zu stärken. Die geplante Personal-
rotation zwischen Bund, Länder, 
Kommunen und EU kann helfen, 
durch einen Perspektivwechsel das 
Verständnis für die Belange der 
kommunalen Selbstverwaltung zu 
stärken. Zudem haben sich CDU, 
CSU und SPD unter anderem darauf 
verständigt,  

•	 die Kommunen stärker in die 
Bundesgesetzgebung einzubin-
den und ihnen bei der Umset-
zung von Bundesvorgaben mehr 
Gestaltungsspielräume einzuräu-

men. Das ist ein wichtiger Bei-
trag zur Stärkung der kommuna-
len Selbstverwaltung und stellt 
sicher, dass Gegebenheiten vor 
Ort rechtssicher bei der Umset-
zung berücksichtigt/einbezogen 
werden können.

•	 die Verwaltungsarbeit der Kom-
munen beispielsweise im Hinblick 
auf die Durchführung und GEMA-
Abrechnung von Weihnachts-
märkten zu erleichtern.

•	 Familienleistungen zu digitalisie-
ren sowie das Ziel der inklusiven 
Kinder- und Jugendhilfe gemein-
sam mit Ländern und Kommu-
nen weiterzuverfolgen. Von der 
konkreten Umsetzung wird die 
kommunale Wirkung abhängen. 
Wichtig ist, dass die Kommunen 
frühzeitig eingebunden werden. 
Bei der gemeinsamen Suche 
nach einer für die Kommunen 
umsetzbaren Lösung einer inklu-
siven Kinder- und Jugendhilfe ist 
ein ergebnisoffener Prozess von 
großer Bedeutung – sofern keine 
Lösung umsetzbar ist, sollte kon-
sequenterweise auch darauf ver-
zichtet werden.

•	 die Verwaltungsarbeit zu digita-
lisieren Digitalisierungshemm-
nisse (z.B. Schriftformerfordernis 
oder Erfordernis des persönlichen 
Erscheinens) soweit wie möglich 
zu beseitigen. Für ausgewählte 
Verfahren mit hohem Standardi-
sierungs- und Automatisierungs-
potential wird der Bund Vollzugs-
verantwortung übernehmen und 
IT-Systeme errichten, betreiben 
und zur Mitnutzung zur Verfü-
gung stellen. Das reduziert auch 
den Aufwand in Kommunalverwal-
tungen und trägt so zur Entlastung 
vor Ort bei.

•	 das Vergaberecht und strategische 
Beschaffungsmanagement zu ver-
einfachen. Die Koalitionspartner 
streben für die Schwellenwerte 
für öffentliche Ausschreibungen 
im nationalen Recht eine Ver-
einheitlichung an und wollen sie 
insbesondere für Direktverga-
ben und freihändige Vergaben 
heraufsetzen. Das erleichtert 
bei Übernahme auch auf Län-
derebene auch die kommunale 

Arbeit bei Auftragsvergaben und 
Beschaffungsvorgängen.

•	 das kommunale Haupt- und 
Ehrenamt sowie Angehörige des 
Rettungswesens zu stärken und 
besser zu schützen.

•	 beim Ausbau der erneuerba-
ren Energien zwar einerseits die 
Verfahren zu beschleunigen, 
aber gleichwohl mit Blick auf die 
Akzeptanz vor Ort die kommunale 
Planungshoheit beispielsweise mit 
Blick auf die Steuerungswirkung 
von Windenergiegebieten zu stär-
ken. Ziele für die Modernisierung 
der Wärmeversorgung sind laut 
Koalitionsvertrag Bezahlbarkeit, 
Technologieoffenheit, Versor-
gungssicherheit und Klimaschutz. 
Das entlastet die Kommunen zwar 
nicht bei/von der Wärmeplanung, 
eröffnet aber technologieoffenere 
Lösungen als bislang vorgese-
hen sind. Bei der kommunalen 
Wärmeplanung muss und kann 
aufgrund der Vereinbarung des 
Koalitionsvertrags von Beginn an 
die Umsetzbarkeit berücksichtigt 
werden.

Migration und Integration: 

Hier sind die Kommunen insbeson-
dere durch die Politik der Ampelko-
alition der 20. Wahlperiode verstärkt 
unter Druck geraten und an die 
Grenze ihrer Belastungsmöglichkei-
ten gebracht worden. Der Koalitions-
vertrag von CDU, CSU und SPD lässt 
hier eine Trendwende erkennen: 
Nur durch die angestrebte wirk-
same Zurückdrängung irregulärer 
Migration werden die Kommunen 
bei Unterbringung, Betreuung und 
Integration der Geflüchteten wirk-
sam entlastet werden können. Die im 
Koalitionsvertrag vereinbarten Maß-
nahmen wie Zurückweisungen an 
den Staatsgrenzen, die Beendigung 
freiwilliger Aufnahmeprogramme 
und Aussetzen des Familiennachzugs 
sowie die Beschleunigung von Asyl-
verfahren und konsequente Rückfüh-
rungen sind geeignet, dieses Ziel zu 
erreichen. Wichtig ist auch, dass der 
Bund Integration fördern und deren 
auskömmliche Finanzierung sichern 
will. Auch die beabsichtigte finanzi-
elle Unterstützung der Länder und 
Kommunen bei der Unterbringung 



Kommunal relevant – April / Mai 2025 6

von Asylsuchenden 
wird die Kommu-
nen entlasten.

Gleichwertige 
Lebensverhält-
nisse:

Mit Blick 
auf gleichwertige 
Lebensverhältnisse 
ist die Aussage des 
Koalitionsvertrags 
„Alle Wohnformen, 
ob Eigentum oder 
Mietwohnung, in 
der Stadt und im 
ländlichen Raum 
sind für uns gleich-
wertig“ ein wichti-
ges Bekenntnis, das eine Abkehr von 
der „Ampel-Urbanisierungsstrategie“ 
bedeutet. Die Koalitionspartner wer-
den die städtebauliche Entwicklung 
unseres Landes, gerade auch in den 
ländlichen Räumen stärken, Leer-
stand in strukturschwachen Regi-
onen bekämpfen, Innenstädte und 
soziale Infrastrukturen stärken und 
sie an Klimawandel sowie Barriere-
freiheit anpassen. Konkret wird im 
Koalitionsvertrag als Beitrag zur Ent-
wicklung insbesondere von Städten 
und städtischen Ballungszentren 
unter anderem vereinbart:

•	 Planungs- und Genehmigungs-
verfahren mit dem Ziel eines 
forcierten Wohnungsbaus zu 
beschleunigen und einen „Woh-
nungsbauturbo“ unter Berück-
sichtigung der kommunalen Pla-

nungshoheit zu zünden. Der Bund 
wird Länder und Kommunen auch 
weiterhin durch die vergünstigte 
Abgabe von nicht benötigten 
Grundstücken für Wohnungsbau 
und weitere öffentliche Zwecke 
unterstützen.

•	 Nutzungskonflikte zwischen Woh-
nen, Gewerbe und Sport zu lösen 
und effektiv Leerstände in Innen-
städten anzugehen, was auch zur 
Belebung von Innenstädten bei-
tragen kann.

Zur Entwicklung ländlicher Räume 
kann unter anderem beitragen,

•	 die dortige Wertschöpfung durch 
gezielte Investitionen zu stärken 
und Perspektiven für Betriebe und 
deren Beschäftigten zu schaffen 
sowie strukturschwache Regionen 

über die EU-Kohäsionspolitik bes-
ser auszustatten.

•	 die Gemeinschaftsaufgabe Agrar-
struktur und Küstenschutz (GAK) 
deutlich zu erhöhen. Die GAK ist 
nicht nur ein wichtiges Programm 
zur Verbesserung des Hochwas-
ser- und Küstenschutzes, son-
dern auch zur Stärkung ländlicher 
Räume. 

•	 die Kulturförderung in Stadt und 
Land zu stärken.

•	 den Mobilfunk- und Breitbandaus-
bau entscheidend voranzubringen 
sowie die Belastungen durch Kli-
mawandel-Transformation, Koh-
leausstieg und Strukturwandel zu 
reduzieren.

•	 bei der Mobilität nicht nur auf 
einen zuverlässi-
gen, sicheren, sau-
beren und digitali-
sierten ÖPNV mit 
einer attraktiven 
Preis- und Tarifge-
staltung in Stadt 
und Land zu set-
zen, sondern auch 
die Pendlerpau-
schale zu erhöhen, 
um diejenigen zu 
erreichen, die in 
Regionen leben, 
in denen es keine 
oder kaum Alterna-
tiven zur eigenen 
PKW-Nutzung gibt.
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•	 d i e  a u s k ö m m -
liche Finanzierung und Absiche-
rung der notwendigen gesund-
heitlichen Versorgungsstrukturen 
in der Stadt und auf dem Land 
sicherzustellen.

Bei der öffentlichen Sicher-
heit streben die Koalitionspartner 
unter anderem eine Verbesse-
rung und finanzielle Stärkung des 
Zivil- und Katastrophenschutzes, 
gestärkte Sicherheits-, Zivil- und 
Katastrophenschutzbehörden an. 
Die IT-Sicherheit bei kritischen Inf-
rastrukturen soll verbessert und ein 
Freiwilligendienst Bevölkerungs-
schutz implementiert werden. Auch 
die Vereinbarung, dass der Digital-
funk BOS eine bessere Finanzierung 
und einen eigenen UHF-Frequenz-
bereich erhalten wird, stärkt das 
kommunal getragene Rettungs- und 
Katastrophenschutzwesen.

Infrastruktur und kommunale 
Unternehmen:

Mit Blick auf Infrastruktur 
und kommunale Unternehmen ste-
hen neben einer Unterstützung der 
Unternehmen insbesondere Maß-
nahmen zur Stärkung der Betreu-
ungs- sowie Sportinfrastruktur im 
Fokus kommunal relevanter Vorha-
ben des Koalitionsvertrages:

•	 Bei der Ablösung des Kita-Qua-
litätsgesetzes durch ein Quali-

tätsentwicklungsgesetz, in das 
eine zusätzliche Förderung für 
Sprach-Kitas und Startchancen-
Kitas integriert werden soll, ist 
wichtig, dass ein Qualitätsent-
wicklungsgesetz den Kommunen 
mehr Freiheiten eröffnet, statt 
durch bundesweit einheitliche 
Standards die Umsetzung vor 
Ort zu erschweren. Die mit dem 
Startchancen-Kita-Programm ver-
bundene Unterstützung ist einer-
seits hilfreich – andererseits aber 
nicht zwingend zielführend: Denn 
das Programm wird befristet sein, 
weckt Begehrlichkeiten und lässt 
die Kommunen nach Ende des 
Programms mit der Finanzierung 
allein. Hier wird es letztendlich auf 
die konkrete Umsetzung ankom-
men, in die die Kommunen – ent-
sprechend der Vereinbarung zur 
Bundesgesetzgebung – frühzeitig 
eingebunden werden.

•	 Dass das Investitionsprogramm 
zum Ausbau der Ganztagsbetreu-
ung im Grundschulalter um zwei 
Jahre gestreckt wird, erleichtert 
den Kommunen die Umsetzung 
der erforderlichen Investitio-
nen. Die geplante Eröffnung von 
Gestaltungsspielräumen und die 
vorgesehene Stärkung von Ange-
boten der anerkannten freien Trä-
ger der Jugendarbeit erleichtert 
die Umsetzung unter Berücksich-
tigung der Gegebenheiten vor Ort.

•	 Die im Koalitionsvertrag verein-
barte Unterstützung bei der Sanie-
rung und Substanzerhaltung von 
Schulen sowie Sporteinrichtun-
gen kann dazu beitragen, den 
kommunalen Sanierungsstau, der 
jährlich unter anderem im KfW-
Kommunalpanel in diesen Berei-
chen signifikant ausgewiesen 
wird, abzubauen. 

•	 Kommunale Unternehmen sollen 
nach dem Willen der Koalitionäre 
bei der Beschaffung von Fahrzeu-
gen des ÖPNV unterstützt werden. 
Zudem streben CDU, CSU und SPD 
an, die KMU-Definition der EU so 
zu fassen, dass auch kommunale 
Stadtwerke unter diesen Begriff 
fallen und von Erleichterungen 
profitieren können. Für Investiti-
onen in die Energieinfrastruktur 
werden die Möglichkeiten auch 
der kommunalen Unternehmen 
gestärkt, ausreichend Finanzmit-
tel für die erforderlichen Ausbau-
investitionen zu generieren. Dass 
die Koalitionspartner beabsichti-
gen, den steuerlichen Rechtsrah-
men für den Querverbund anzu-
passen, um den Fortbestand der 
kommunalen Daseinsvorsorge 
dauerhaft zu sichern, stärkt die 
kommunale Infrastruktur und 
trägt zum Erhalt unterfinanzierter 
und quersubventionierter Ange-
bote der kommunalen Daseins-
vorsorge bei.

Kommunalpolitische Bildung
Angebote der KAS und der KPV

Die KommunalAkedemie der 
Konrad Adenauer Stiftung (KAS) ver-
mittelt kommunalpolitischen Neu-
einsteigern mit dem Kommunalpoli-
tischen Seminar das notwendige 
Grundlagen- und Orientierungswis-
sen für eine erfolgreiche politische 
Arbeit vor Ort. Nähere Informatio-
nen und Hinweise zum Programm 
sind im Internet unter https://www.
kas.de/de/web/politische-bildung/

kommunalakademiezu finden. 

Die Kommunalpolitische Ver-
einigung von CDU und CSU (KPV) 
bietet über Bildungswerke in einzel-
nen Ländern ebenfalls kommunalpo-
litische Seminare an: 

•	 Nordrhein-Westfalen: https://
www.kpv-nrw.de/bildungs-
werk.html

•	 Sachsen: www.bks-sachsen.de

•	 Niedersachsen: https://kpv-
bildungswerk-nds.de/semi-
nare/

•	 Schleswig-Holstein: https://
www.kpv-bildungswerk-sh.de/

•	 Berlin: www.kbb-berlin.de 
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